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A. Abgabenänderungsgesetz 2012 (AbgÄG 2012)  –
Regierungsvorlage

Am 16. Oktober 2012 passierte die Regierungsvorlage zum Abgabenänderungsgesetz 2012 (AbgÄG 2012) den
Ministerrat und wurde der parlamentarischen Behandlung zugewiesen. Die Regierungsvorlage passierte am 
24. Oktober 2012 unter Berücksichtigung eines Abänderungsantrages mit Stimmenmehrheit den Budgetaus-
schuss.

Bei der Behandlung im Plenum des Nationalrates am 13. November 2012 wurde ein Abänderungsantrag in zwei-
ter Lesung eingebracht und das AbgÄG 2012 in der Fassung des Abänderungsantrages mehrheitlich angenom-
men. Die weitere parlamentarische Behandlung im Bundesrat bleibt abzuwarten.

Die Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt wird spätestens im Dezember 2012 erfolgen.

Im Folgenden sind – ergänzend zur Coverstory im persaldo – die abgabenrechtlichen Highlights des AbgÄG 2012
mit dem Stand 14. November 2012 zusammengefasst.

1. EINKOMMENSTEUERGESETZ 1988

1.1. (Bilanz-)Fehlerberichtigung (§ 4 Abs 2 und 3, § 28 Abs 7 und § 124b Z 225 EStG)

In § 4 Abs 2 EStG sollen die Grundsätze für die Bilanzberichtung und Bilanzänderung klarer dargestellt werden.
Darüber hinaus soll er um eine Bestimmung erweitert werden, die dem Grundsatz der Besteuerung des richtigen
Totalgewinnes in besonderem Maße Rechnung trägt: Es soll eine steuerwirksame Korrektur von Fehlern möglich
werden, die ihre Wurzel in verjährten Zeiträumen haben, und deren Folgewirkungen noch in nicht verjährte Ver-
anlagungszeiträume hineinreichen. Damit soll eine steuerwirksam Berichtigung von Fehlern, die sich in mehreren
Besteuerungsperioden auswirken, auch dann möglich sein, wenn ihrer Steuerwirksamkeit ausschließlich die ein-
getretene Verjährung entgegensteht.

Die Neufassung des § 4 Abs 2 EStG ändert zunächst nichts daran, dass unrichtige Bilanzansätze wie bisher bis
zur Wurzel zurückverfolgt und korrigiert werden müssen. In Bezug auf die steuerlichen Auswirkungen einer sol-
chen Bilanzberichtigung legt die Judikatur des VwGH (vgl zuletzt VwGH 30.3.2011, 2008/13/0024, betreffend
AfA) das Schwergewicht auf die periodenrichtige Gewinnermittlung und nimmt dadurch in Kauf, dass es
dadurch zu einer Doppelerfassung oder Nichterfassung von Aufwendungen oder Erträgen kommt. Demgegen-
über legt der BFH das Schwergewicht auf den richtigen Totalgewinn (Einmalerfassung aller steuerlichen rele-
vanten Vorgänge) und lässt Durchbrechungen des materiellen und formellen Bilanzzusammenhangs insoweit
zu, als unrichtige Bilanzansätze aus verfahrensrechtlich nicht mehr änderbaren Jahren (erst) in der Schluss-
bilanz des ersten noch änderbaren Jahres erfolgswirksam zu berichtigen sind. Im Ergebnis soll dieser Sicht-
weise durch die Neuregelung – allerdings unter Aufrechterhaltung des Bilanzzusammenhanges – zum Durch-
bruch verholfen werden. Eine sachlich gebotene konsistente Einmalerfassung wird so erreicht (vgl dazu Beiser,
SWK 20/2012, 929).

Der neue § 4 Abs 2 EStG greift in den formellen Bilanzzusammenhang nicht ein, ergänzt die Korrektur an der
Wurzel samt einer allfällig erforderlichen Fortentwicklung allerdings durch ein Zu- und Abschlagssystem, das



Abgabenänderungsgesetz 2012 – RV1. Einkommensteuergesetz 1988

4 persaldo 4/2012 2012Fuchs

sich bereits beim Wechsel der Gewinnermittlung langjährig bewährt hat. Im Ergebnis wird damit ebenfalls ein
richtiger Totalgewinn sichergestellt. Dies entspricht auch dem in der Judikatur des VfGH anklingenden Gedan-
ken eines Vorrangs der Rechtsrichtigkeit und der Vermeidung von Doppel- und Nichtberücksichtigungen (vgl
VfGH 30.1.1980, B 29/77, ÖStZB 1981, 107). Auch im Erkenntnis vom 6.12.1990, B 783/89, hat der VfGH zum
Ausdruck gebracht, dass eine Wiederaufnahme des Verfahrens in verfassungskonformer Auslegung des § 303
BAO auch dann möglich sein muss, wenn eine nachträgliche Aktivierung in einem Vorjahr die Berücksichtigung
einer AfA in den Folgejahren (aus Gründen der Erzielung eines insgesamt richtigen Besteuerungsergebnisses)
erfordert.

Beispiel 1:
Im verjährten Jahr 02 wurde Herstellungsaufwand von 300.000 € sofort abgesetzt.

Die Bilanzberichtigung erfordert jedenfalls eine Aktivierung des Herstellungsaufwands in 02 und eine Fort-
entwicklung des Buchwerts unter Berücksichtigung der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer von zB 10
Jahren. Im ersten noch nicht verjährten Jahr 01 beträgt der Restbuchwert in der Eröffnungsbilanz daher
210.000 €, die AfA des Jahres 01 30.000 € und der Restbuchwert in der Schlussbilanz 180.000 €. Zusätz-
lich ist im Jahr 01 ein Gewinnzuschlag von 210.000 € (300.000 – 3 x 30.000) anzusetzen, sodass nach der
Veranlagung des Jahres 01 in Summe 120.000 € aufwandswirksam berücksichtigt worden sind.

Beispiel 2:
Im verjährten Jahr 02 wäre nach § 198 Abs 8 UGB eine Rückstellung anzusetzen gewesen, der Steuer-
pflichtige hat sie jedoch
a) erst im Jahr 01 angesetzt
b) überhaupt nicht angesetzt.
Der Rückstellungsgrund ist nach wie vor aufrecht.

In beiden Fällen ist die Rückstellung im Rahmen der Bilanzberichtigung für das Jahr 02 einzustellen und
gegebenenfalls fortzuentwickeln. Die Rückstellung ist somit im ersten noch nicht verjährten Jahr 01 in
zutreffender Höhe in der Eröffnungsbilanz ausgewiesen. Gleichzeitig ist in 01 ein Abschlag unter Beachtung
von § 9 EStG vorzunehmen. Im Fall a) ist die unrichtige Rückstellungsdotierung zu berichtigen.

Ein Zu- oder Abschlag soll nur dann möglich sein, wenn steuerliche Auswirkungen auch in noch nicht verjährte
Veranlagungsjahre hineinreichen. Andernfalls ist der Ansatz von Zu- oder Abschlägen nicht zulässig.

Beispiel 3:
In einem bereits verjährten Veranlagungszeitraum wurde der Gewinn durch eine nicht betrieblich veranlasste
Ausgabe vermindert. Es ist kein Zuschlag anzusetzen.

Die Fehlerkorrektur soll im Rahmen einer Bescheidberichtigung nach § 293b BAO erfolgen können. Das Unter-
bleiben der Fehlerkorrektur wird daher als offensichtliche Unrichtigkeit iSd § 293b BAO fingiert. Eine darauf
gestützte Bescheidberichtigung hat allerdings zur Voraussetzung, dass der Steuerwirksamkeit der Korrektur aus-
schließlich die eingetretene Verjährung entgegensteht. Dies bedeutet, dass eine auf § 4 Abs 2 EStG iVm § 293b
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BAO gestützte Änderung eines rechtskräftigen Bescheides nur dann in Betracht kommt, wenn ein Verfahrenstitel
vorliegt, der es ermöglichen würde, den fehlerhaften Bescheid in Durchbrechung der Rechtskraft zu korrigieren
und der Einsatz dieses Verfahrenstitels bloß deswegen nicht möglich ist, weil dem die eingetretene Verjährung
entgegensteht. Auf diese Weise ist gewährleistet, dass für eine Fehlerberichtigung in Bezug auf verjährte Zei-
träume dieselben verfahrensrechtlichen Anforderungen für die Durchbrechung der Rechtskraft gelten wie sie für
eine derartige Maßnahme in Bezug auf nicht verjährte Zeiträume besteht.

Die Fehlerkorrektur soll stets in jenem Veranlagungszeitraum vorgenommen werden, zu dem – gemessen am Zeit-
punkt der Erlassung des berichtigenden Bescheides – die Richtigstellung frühestmöglich vorgenommen werden
kann. Voraussetzung dafür ist, dass sich der Fehler in dem zu berichtigenden Jahr (noch) steuerlich auswirkt.

Beispiel 4:
Im Jahr 10 wird festgestellt, dass Herstellungsaufwand im Jahr 01 zu Unrecht nicht unter Zugrundelegung
einer Restnutzungsdauer von 20 Jahren aktiviert, sondern sofort gewinnmindernd berücksichtigt worden ist.
Die Jahre 01 bis 09 sind rechtskräftig veranlagt.

Im Jahr 10 ist für Abgabenansprüche der Jahre vor 04 Festsetzungsverjährung eingetreten. Die Fehlerkor-
rektur kann daher nur das Veranlagungsjahr 04 betreffen. Da sich der Fehler aus 01 in 04 auswirkt, ist der
Bescheid des Jahres 04 im Wege des § 293b BAO zu berichtigen. Rechtskräftige Bescheide der Folgenjahre
sind gegebenenfalls gemäß § 295 Abs 3 BAO zu korrigieren.

Die Anwendung des § 293b BAO gewährleistet, dass rechtskräftige Bescheide nur für Zwecke einer Berichtigung
gemäß § 4 Abs 2 EStG geändert werden dürfen (Teilrechtskraftdurchbrechung). Steht für die Korrektur des maß-
geblichen Jahres ein anderer Verfahrenstitel zur Verfügung (zB eine Wiederaufnahme des Verfahrens auf Grund
neu hervorgekommener Tatsachen), kann die Fehlerberichtigung im Rahmen dieses Verfahrens vorgenommen
werden.

Die tatbestandsmäßige Bezugnahme auf die Verjährung bedeutet auch, dass in Fällen kein Zu- oder Abschlag
möglich ist, in denen der unrichtige Bilanzansatz seine Wurzel in einem noch nicht verjährten Jahr hat. Diesbe-
züglich kann eine Richtigstellung (im Jahr der Fehlerwurzel) erfolgen, wenn ein Verfahrenstitel die Abänderung
des rechtskräftigen Bescheides ermöglicht.

Die Berücksichtigung eines Zu- oder Abschlages unterliegt dem Ermessen („kann“) und ist somit unter dem
Gesichtspunkt von Billigkeit und Zweckmäßigkeit zu würdigen. Damit sollen einerseits (im Verhältnis zum Total-
gewinn- oder -verlust) geringfügige steuerliche Auswirkungen nicht zu einem Zu- oder Abschlag führen, ande-
rerseits auch eine Berücksichtigung der absoluten Dauer des Zurückliegens des Fehlers ermöglicht werden. Je län-
ger der Fehler in die Vergangenheit zurückreicht, umso größer müssen die steuerlichen Auswirkungen sein, um
im Rahmen des Ermessens einen Zu- oder Abschlag festzusetzen.

Diese Grundsätze sollen für Fehlerberichtigungen im Fall der Gewinnermittlung durch Einnahmen-Ausgaben-
Rechnung oder der Ermittlung von Einkünften aus Vermietung und Verpachtung entsprechend gelten. Insbeson-
dere Fehler in Bezug auf die Höhe der AfA-Bemessungsgrundlage sollen daher in gleicher Weise durch Zu- und
Abschläge korrigierbar sein.
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Die Bestimmung soll mit 1.1.2013 in Kraft treten und erstmals auf Verstöße der Wirtschaftsjahre ab 2003 anzu-
wenden sein. Dieses Inkrafttreten orientiert sich für die Vergangenheit an der absoluten Verjährung. Verstöße aus
Zeiträumen vor 2003 sollen demnach nicht mehr zu einem Zu- oder Abschlag führen. Für die Zukunft verlängert
sich aber der Berichtigungszeitraum kontinuierlich. Die Dauer des Zurückliegens des Fehlers ist – wie ausgeführt
– im Rahmen der Ermessensübung zu berücksichtigen.

1.2. Grundstücksveräußerungen

Die Bestimmungen betreffend die Besteuerung von Grundstücksveräußerungen sollen in einigen Punkten geän-
dert werden:

• Die Einlage von Grundstücken des „Altvermögens“ soll in der Weise neu gestaltet werden, dass solche Grund-
stücke – mit Ausnahme des Grund und Bodens – mit dem Teilwert zu bewerten sind. Im Falle der späteren Ver-
äußerungen können die vor der Einlage angefallenen stillen Reserven nach § 30 Abs 4 EStG versteuert wer-
den, wobei der Teilwert als Veräußerungserlös anzusetzen ist. Die nach der Einlage im Betrieb entstandenen
stillen Reserven sind nach den allgemeinen betrieblichen Gewinnermittlungsgrundsätzen zu ermitteln und mit
dem besonderen Steuersatz zu versteuern.

• Dieselben Grundsätze sollen auch im außerbetrieblichen Bereich im Falle der erstmaligen Nutzung eines
Gebäudes des „Altvermögens“ gelten. Bei Gebäuden des Neuvermögens sollen bei erstmaliger Nutzung die
Anschaffungskosten die Bemessungsgrundlage für die AfA sein.

• Es soll klargestellt werden, dass die Veräußerung eines Anteils an einer vermögensverwaltenden Personenge-
sellschaft steuerlich als Veräußerung des anteiligen Vermögens der Gesellschaft gilt.

• Teilwertabschreibungen, die nicht mit Gewinnen aus Grundstücksveräußerungen und Zuschreibungen verrechnet
werden können, sollen nur mehr zur Hälfte ausgleichsfähig sein. Dadurch erfolgt eine Angleichung an die Rege-
lungen zum Kapitalvermögen. Die Zuschreibung von Grundstücken kann dadurch einerseits grundsätzlich in den
besonderen Steuersatz eingebunden werden; andererseits kann der volle Steuersatz für ab 1.4.2012 vorgenom-
mene Teilwertabschreibungen für Wertaufholungen im Realisierungsfall (oder Zuschreibungsfall) entfallen.

• Die Erfassung besonderer Einkünfte gemäß § 28 Abs 7 EStG soll entfallen, weil im Rahmen der Veräuße-
rungsgewinnermittlung steuerlich geltend gemachte Herstellungskosten automatisch den Veräußerungsge-
winn erhöhen. Wird der Gewinn aus Grundstücksveräußerungen aber pauschal nach § 30 Abs 4 EStG ermittelt,
soll die Hälfte der in den vorangegangenen fünfzehn Jahren geltend gemachten Herstellungsfünfzehntel ein-
künfteerhöhend angesetzt werden.

• Weiters sollen der besondere Steuersatz sowie der Inflationsabschlag nicht zur Anwendung kommen, wenn der
Veräußerungserlös in Form einer Rente zufließt; in diesen Fällen soll keine Verpflichtung zur Entrichtung einer
ImmoESt oder besonderen Vorauszahlung bestehen.

• Der Verlustausgleich in Zusammenhang mit Grundstücksveräußerungen soll insoweit erweitert werden, als er
mit Überschüssen aus Vermietung und Verpachtung durchgeführt werden kann. Dadurch soll eine Angleichung
an den Verlustausgleich bei Kapitalvermögen erfolgen, wo Substanzverluste ebenso mit Früchten ausgeglichen
werden können.

Fuchs
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Beispiel zum Auf- oder Abwertungsbetrag nach § 4 Abs 10 Z 3 lit a EStG 
(§ 4 Abs 3a Z 3 lit c EStG):
Grund und Boden wurde im Jahr 2000 von einem Betrieb, dessen Gewinn gemäß § 4 Abs 1 EStG ermittelt
wird, um 100 angeschafft. Im Jahr 2010 erfolgte der Wechsel zur Gewinnermittlung nach § 5 Abs 1. Dadurch
wird auch der Grund und Boden steuerhängig, allerdings kann gemäß § 4 Abs 10 Z 3 lit a EStG idF vor dem
1. StabG 2012 der zum Zeitpunkt des Wechsels der Gewinnermittlungsart höhere Teilwert (150) als Buch-
wert des Grund und Bodens angesetzt werden.

Gemäß § 4 Abs 3a Z 3 lit c EStG ist dieser Aufwertungsbetrag im Falle einer späteren Veräußerung des Grund
und Bodens gewinnwirksam anzusetzen. Da der Grund und Boden ohne Wechsel der Gewinnermittlungsart
zum 31.3.2012 nicht steuerverfangen gewesen wäre, kann § 30 Abs 4 EStG hinsichtlich der stillen Reserven
vor dem Wechsel der Gewinnermittlungsart angewendet werden, wobei allerdings für die Ermittlung der
pauschalen Anschaffungskosten der Teilwert zum Zeitpunkt des Wechsels der Gewinnermittlungsart heran-
zuziehen ist.

Variante: Grund und Boden wurde im Jahr 2005 von einem Betrieb, dessen Gewinn gemäß § 4 Abs 1 EStG
ermittelt wird, um 100 angeschafft.

Da der Grund und Boden auch ohne Wechsel der Gewinnermittlungsart am 31.3.2012 steuerverfangen
gewesen wäre, kann § 30 Abs 4 EStG nicht angewendet werden. Es ist daher im Falle einer späteren Ver-
äußerung der gesamte Aufwertungsbetrag (Differenz zwischen Teilwert im Zeitpunkt des Wechsels der
Gewinnermittlungsart und den historischen Anschaffungskosten) gewinnwirksam anzusetzen.

Beispiele zum Altvermögen mit Ausnahme von Grund und Boden (§ 6 Z 5 lit c EStG):
1. Im Jahr 2000 wird ein bebautes Grundstück im Privatvermögen angeschafft. Auf Grund und Boden ent-
fallen Anschaffungskosten von 40, auf das Gebäude 60. Dieses Grundstück wird 2008 in einen Betrieb, des-
sen Gewinn nach § 4 Abs 1 EStG ermittelt wird, eingelegt. Der Teilwert beträgt im Zeitpunkt der Einlage für
Grund und Boden 70, für das Gebäude 70. 2015 wird das bebaute Grundstück veräußert. Auf Grund und
Boden entfällt ein Veräußerungserlös von 100, auf das Gebäude 90.

Die Einlage des bebauten Grundstückes im Jahr 2008 erfolgte mit dem Teilwert, allerdings war lediglich das
Gebäude durch die Einlage zum 31.3.2012 steuerverfangen. Dadurch liegt hinsichtlich des Gebäudes im
Betriebsvermögen Neuvermögen vor; § 4 Abs 3a Z 4 EStG ist somit für das Gebäude anwendbar und im Fal-
le der späteren Veräußerung liegen für die vor der Einlage entstandenen stillen Reserven Einkünfte aus pri-
vaten Grundstücksveräußerungen vor. Hinsichtlich dieser stillen Reserven ist § 30 Abs 4 EStG anwendbar,
wobei allerdings für die Ermittlung der pauschalen Anschaffungskosten an Stelle des Veräußerungserlöses
der Teilwert im Einlagezeitpunkt heranzuziehen ist. Die nach Einlage entstandenen stillen Reserven sind
nach den allgemeinen Regeln der betrieblichen Gewinnermittlung zu ermitteln (Differenz zwischen Veräu-
ßerungserlös und Buchwert).

Der Grund und Boden war trotz der Einlage im Jahr 2008 zum 31.3.2012 nicht steuerverfangen. Es liegt kein
Anwendungsfall des § 4 Abs 3a Z 4 EStG vor. Der Grund und Boden stellt auch im Betriebsvermögen weiter-

Fuchs
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hin Altvermögen dar, wodurch gemäß § 4 Abs 3a Z 3 lit a EStG die pauschale Gewinnermittlung gemäß 
§ 30 Abs 4 EStG anwendbar ist.

2. Variante zu Beispiel 1: Die Anschaffung des bebauten Grundstückes erfolgte 2004.

Die Einlage des bebauten Grundstückes im Jahr 2008 erfolgte mit dem Teilwert. Unabhängig von der Einla-
ge wäre aufgrund der Fristen des § 30 idF vor dem 1. StabG 2012 auch der Grund und Boden zum 31.3.2012
steuerverfangen gewesen. Daher ist § 4 Abs 3a Z 4 EStG sowohl für Grund und Boden als auch für das
Gebäude wie folgt anzuwenden: Die vor der Einlage entstandenen stillen Reserven des Grund und Bodens
sowie des Gebäudes sind als Einkünfte aus privaten Grundstücksveräußerungen zu erfassen, wobei aller-
dings – weil es sich hier um Neuvermögen handelt – die Einkünfte gemäß § 30 Abs 3 EStG zu ermitteln sind.
Die nach der Einlage entstandenen stillen Reserven des Grund und Bodens sowie des Gebäudes sind nach
den allgemeinen Regeln der betrieblichen Gewinnermittlung zu ermitteln (Differenz Veräußerungserlös und
Buchwert).

3. Variante zu Beispiel 1: Die Einlage erfolgt 2008 in einen Betrieb, dessen Gewinn nach § 5 Abs 1 EStG
ermittelt wird.

Die Einlage des bebauten Grundstücks im Jahr 2008 bewirkt, dass auch der Grund und Boden zum
31.3.2012 steuerverfangen ist. Dadurch kommt § 4 Abs 3a Z 4 EStG sowohl für den Grund und Boden als
auch für das Gebäude zur Anwendung. Die vor der Einlage entstandenen stillen Reserven des Grundstücks
stellen daher Einkünfte aus privaten Grundstücksveräußerungen dar. Da diese stillen Reserven ohne Wech-
sel der Gewinnermittlung zum 31.3.2012 nicht steuerverfangen gewesen wären, kann die pauschale
Gewinnermittlung für diese stillen Reserven angewendet werden, wobei allerdings für die Anwendung des
§ 30 Abs 4 EStG an Stelle des Veräußerungserlöses der Teilwert im Einlagezeitpunkt tritt. Die nach Einlage
entstandenen stillen Reserven sind nach den allgemeinen Regeln der betrieblichen Gewinnermittlung zu
ermitteln (Differenz Veräußerungserlös und Buchwert).

4. Variante zu Beispiel 1: Die Einlage erfolgt 2013 in einen Betrieb (die Gewinnermittlung ist in diesem
Zusammenhang nicht relevant).

Gemäß § 6 Z 5 EStG ist hinsichtlich der Bewertung der Einlage zu unterscheiden: Der Grund und Boden ist
gemäß § 6 Z 5 lit b EStG mit den Anschaffungskosten, das Gebäude gemäß § 6 Z 5 lit c EStG im Zeitpunkt
der Einlage mit dem Teilwert zu bewerten. Daher kommt § 4 Abs 3a Z 4 EStG hinsichtlich des Gebäudes zur
Anwendung. Hinsichtlich der vor der Einlage entstandenen stillen Reserven des Gebäudes liegen Einkünfte
aus privaten Grundstücksveräußerungen vor. Hinsichtlich dieser stillen Reserven ist § 30 Abs 4 EStG
anwendbar, wobei allerdings für die Ermittlung der pauschalen Anschaffungskosten an Stelle des Veräuße-
rungserlöses der Teilwert im Einlagezeitpunkt heranzuziehen ist. Die nach Einlage entstandenen stillen
Reserven sind nach den allgemeinen Regeln der betrieblichen Gewinnermittlung zu ermitteln (Differenz Ver-
äußerungserlös und Buchwert). Der Grund und Boden war zum 31.3.2012 nicht steuerverfangen; es handelt
sich daher um Altvermögen. Dadurch kommt § 4 Abs 3a Z 4 EStG für Grund und Boden nicht zur Anwen-
dung. Der Grund und Boden stellt auch im Betriebsvermögen weiterhin Altvermögen dar, wodurch gemäß
§ 4 Abs 3a Z 3 lit a EStG die pauschale Gewinnermittlung gemäß § 30 Abs 4 EStG anwendbar ist.
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2. KÖRPERSCHAFTSTEUERGESETZ 1988

2.1. Halbierung von Verlustüberhängen gilt nicht für „§ 7 Abs 3-Körperschaften“ 
(§ 7 Abs 3 und § 26c Z 37 KStG)

Die in § 6 Z 2 lit c EStG vorgesehene Halbierung von Verlustüberhängen aus Kapitalveranlagungen gilt nach der
derzeitigen Rechtslage nicht für § 7 Abs 3-Körperschaften. Dieser Systematik entsprechend soll auch die in § 6 
Z 2 lit d EStG vorgesehene Halbierung von Verlustüberhängen aus Grundstücksveräußerungen bei § 7 Abs 3-Kör-
perschaften nicht zur Anwendung kommen.

2.2. Rückabwicklung der Gruppenzugehörigkeit (§ 9 Abs 10 KStG)

Die verfahrensrechtlichen Bestimmungen im Zusammenhang mit der Rückabwicklung der Gruppenzugehörigkeit
eines vorzeitig ausgeschiedenen Gruppenmitglieds sollen praktikabler geregelt werden. Das Ausscheiden soll
zukünftig als rückwirkendes Ereignis iSd § 295a BAO gelten.

2.3. Abzugsverbot (§ 12 Abs 1 Z 6 und Abs 2 letzter TS KStG)

Entsprechend der Bestimmung des § 20 Abs 1 Z 6 EStG soll auch für den Bereich der Körperschaftsteuer klarge-
stellt werden, dass die anlässlich einer unentgeltlichen Grundstücksübertragung anfallende Grunderwerbsteuer
und die damit zusammenhängenden Nebenkosten (etwa Eintragungsgebühren) einem Abzugsverbot unterliegen.

Das Abzugsverbot des § 12 Abs 2 letzter TS KStG soll präzisiert werden und künftig – wie bei Kapitalvermögen
– nur mehr Aufwendungen in Zusammenhang mit Einkünften aus Grundstücksveräußerungen erfassen, auf die –
im Anwendungsbereich des EStG 1988 – der besondere Steuersatz gemäß § 30a EStG anwendbar wäre.

2.4. Liegenschaften einer gemeinnützigen GmbH (§ 18 Abs 2 KStG)

Die Regelungen über das Ende einer Befreiung von der unbeschränkten Steuerpflicht sollen an die Ausdehnung
der beschränkten Steuerpflicht der zweiten Art angepasst werden. Vor diesem Hintergrund ist klarzustellen, dass
insbesondere bei Liegenschaften, die sich im Betriebsvermögen einer gemeinnützigen GmbH befinden aber
weder einem unentbehrlichen noch einem entbehrlichen Hilfsbetrieb zuzuordnen sind, keine Aufwertung auf den
gemeinen Wert beim Wechsel in die unbeschränkte Steuerpflicht erfolgen darf, zumal die Liegenschaften schon
bislang im Rahmen der beschränkten Steuerpflicht der zweiten Art steuerhängig waren.

2.5. Privatstiftungen und Immobilienertragsteuer (§ 24 Abs 3 Z 4 KStG)

Bereits im Rahmen des 1. StabG 2012 wurde – den Regelungen über endbesteuertes Kapitalvermögen entspre-
chend – vorgesehen, dass sämtliche Grundstücksveräußerungen durch eigennützige Privatstiftungen ab 1. April
2012 im Rahmen der Zwischenbesteuerung steuerpflichtig sind. Analog zur Kapitalertragsteuerbefreiung für Pri-
vatstiftungen soll nun auch eine Ausnahme für solche Privatstiftungen von den Regelungen über die Immobi-
lienertragsteuer (§ 30b und § 30c EStG) geschaffen werden: Die Abzugsystematik der Immobilienertragsteuer
führt weder bei Privatstiftungen noch bei den Abgabenbehörden zu Vereinfachungen, weil die zwischensteuer-
pflichtigen Einkünfte aus privaten Grundstücksveräußerungen jedenfalls in der Steuererklärung angegeben wer-
den müssen und es zu einer Anrechnung der zuvor einbehaltenen Immobilienertragsteuer käme. Die geplante
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Ausnahme für die Immobilienertragsteuer bewirkt somit lediglich eine administrative Vereinfachung, die Steuer-
pflicht von Grundstücksveräußerungen durch Privatstiftungen wird dadurch nicht eingeschränkt.

3. UMGRÜNDUNGSSTEUERGESETZ

Hauptgesichtspunkte des Entwurfes für die Änderungen im UmgrStG sind:

• Um eine Umgehung des Methodenwechsels gemäß § 10 Abs 4 und 5 KStG durch Importverschmelzungen zu
verhindern, wurde in § 3 Abs 1 Z 3 UmgrStG eine Ausschüttungsfiktion für diese Fälle vorgesehen. Um neuen
Umgehungskonstruktionen durch Schwesternverschmelzungen zu vermeiden, soll eine Erweiterung erfolgen.

• Das UmgrStG soll an das neue Kapitalbesteuerungsregime angepasst werden. Grundsatz dabei ist, dass für
Zwecke der Abgrenzung von Alt- und Neuvermögen im neuen Kapitalbesteuerungsregime jene Regelungen
des UmgrStG, die bislang eine Fortsetzung der Fristen für Zwecke der §§ 30 und 31 EStG idF vor dem BBG 2011
vorgesehen haben, auch künftig einen Altbestandschutz ermöglichen. Die Entstehung und der Untergang von
Beteiligungen iSd § 31 EStG idF vor dem BBG 2011 ist nicht mehr relevant.

• Die Ausschüttungsfiktion des § 9 Abs 6 UmgrStG ist komplex und noch immer gestaltungsanfällig. Beide Pro-
bleme sollen durch eine Neukonzeption der Ausschüttungsfiktion und das Abstellen auf das Einlagenevidenz-
konto iSd § 4 Abs 12 EStG gelöst werden.

• Künftig sollen Verbindlichkeiten in unmittelbarem Zusammenhang mit Einlagen in das begünstigte Vermögen
miteinbezogen werden. Dies soll für Einlagen gelten, die innerhalb von 2 Jahren vor dem Einbringungsstichtag
erfolgt sind. Damit sollen unerwünschte Gestaltungsmaßnahmen durch eine künstliche Trennung unmittelbar
wirtschaftlich zusammenhängender Aktiv- und Passivpositionen ausgeschlossen werden. Die Miteinbeziehung
soll solche Sachverhalte erfassen, in denen der Zusammenhang zwischen Verbindlichkeiten und Einlagen klar
gegeben ist und die Umgründung in zeitlichem Zusammenhang mit der Einlage erfolgt. Betroffen sind neben
fremdfinanzierten Einlagen auch durch Zuschusszusagen entstandene Verbindlichkeiten (siehe § 12 Abs 2
UmgrStG).

• Es sollen Regelungen für Grund und Boden des Altvermögens verankert werden, das im Zuge einer Einbringung
ins Betriebsvermögen einer Kapitalgesellschaft übertragen wird (siehe § 16 Abs 6 und § 18 Abs 5 UmgrStG).

• Die Anwendbarkeit der für die Praxis bedeutsamen Steuerspaltung soll um fünf weitere Jahre (Spaltungsstich-
tage vor dem 1.1.2018) verlängert werden (siehe 3. Teil Z 6 lit h UmgrStG).

4. UMSATZSTEUERGESETZ 1994

4.1. Leistungsort für die langfristige Vermietung von Beförderungsmitteln an 
Nichtunternehmer (§ 3a Abs 12 Z 1 und 2 sowie § 28 Abs 39 Z 1 UStG)

Ist der Leistungsempfänger ein Nichtunternehmer iSd § 3a Abs 5 Z 3 UStG, ist die langfristige Vermietung eines
Beförderungsmittels nach der Neuregelung des § 3a Abs 12 UStG grundsätzlich am Empfängerort steuerbar. Eine
Ausnahme stellt die langfristige Vermietung eines Sportbootes an einen Nichtunternehmer dar. Diese ist an dem
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Ort steuerbar, an dem das Sportboot dem Leistungsempfänger tatsächlich zur Verfügung gestellt wird, wenn die-
ser dem Ort entspricht, von dem aus der Unternehmer sein Unternehmen betreibt, oder dem Ort der Betriebs-
stätte, wenn die Leistung von der Betriebsstätte ausgeführt wird. Diese Vorschrift dient der Umsetzung von Art
56 Abs 2 der RL 2006/112/EG über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem, ABl Nr L 347 vom 11.12.2006 S 1
idF der RL 2008/8/EG, ABl Nr L 44 vom 20.02.2008 S 11.

4.2. Einführung eines „Normalwertes“ bei außerbetrieblichen Entgeltmotiven 
(§ 4 Abs 9, § 28 Abs 39 Z 1 und Art 4 Abs 3 UStG)

Zur Vorbeugung gegen Steuerhinterziehung oder -umgehung und Schaffung einer transparenteren Gesetzeslage
ist, basierend auf Art 72 iVm Art 80 der RL 2006/112/EG, der Normalwert als umsatzsteuerliche Bemessungs-
grundlage für Lieferungen oder sonstige Leistungen eines Unternehmers anzusetzen, wenn das Entgelt für Zwe-
cke, die außerhalb des Unternehmens liegen oder für den Bedarf seines Personals, somit aus außerbetrieblichen
Motiven (familiäre oder freundschaftliche Nahebeziehungen, Gesellschafterstellung oder gesellschaftliche Ver-
flechtung, Bindungen aufgrund von Leitungsfunktionen oder Mitgliedschaften, Arbeitgeber-, Arbeitnehmerver-
hältnis, usw) vom Normalwert abweicht. Der Normalwert ist allerdings nur anzusetzen, wenn 
• der Empfänger nicht oder nicht zum vollen Vorsteuerabzug berechtigt ist und das Entgelt unter dem Normal-

wert liegt,
• der Umsatz unecht befreit ist (ausgenommen die Kleinunternehmerbefreiung nach § 6 Abs 1 Z 27 UStG) und

das Entgelt unter dem Normalwert liegt, oder 
• der leistende Unternehmer nicht oder nicht zum vollen Vorsteuerabzug berechtigt ist und das Entgelt über dem

Normalwert liegt.

Die Termini „Zwecke, die außerhalb des Unternehmens liegen“ und „Bedarf seines Personals“ entsprechen jenen
in § 3 Abs 2 und § 3a Abs 1a UStG.

Auf die unentgeltliche Zuwendung eines Gegenstandes oder die unentgeltliche Erbringung einer sonstigen Leis-
tung durch einen Unternehmer ist § 3 Abs 2 bzw § 3a Abs 1a UStG anzuwenden.

Die Lieferung von Grundstücken sowie die Vermietung und Verpachtung von Grundstücken fällt nicht unter die
Normalwertregelung. Die Vermietung und Verpachtung von Grundstücken wäre unter den Anwendungsvoraus-
setzungen der Normalwertregelung grundsätzlich unecht befreit (vgl § 6 Abs 1 Z 16 iVm § 6 Abs 2 UStG) oder
nicht steuerbar (zB mangelnde Einnahmenerzielungsabsicht im Bereich der Wohnraumvermietung bei entspre-
chendem Naheverhältnis).

Beispiel 1:
P verkauft eine Ware um 20.000 € (Normalwert 40.000 €) an U. Der niedrige Verkaufspreis ist darauf zurück-
zuführen, dass P Gesellschafter der U ist. Beide Unternehmer sind voll vorsteuerabzugsberechtigt.

Lösung:
Da beide Unternehmer voll vorsteuerabzugsberechtigt sind, ist die Bemessungsgrundlage das Entgelt und
der Normalwert kommt nicht zur Anwendung.
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Beispiel 2:
Der Fahrradhändler F verkauft seiner Tochter aus privaten Gründen ein Fahrrad um 300 € (normaler Ver-
kaufspreis netto 600 €).

Lösung:
Da die Tochter als Privatperson nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt ist, bildet der Normalwert (dh 600 €)
die Bemessungsgrundlage für die Umsatzsteuer.

Beispiel 3:
Ein Versicherungsvertreter erbringt steuerpflichtige Beratungsleistungen und davon unabhängig unecht
steuerbefreite Versicherungsvermittlungsleistungen an ein Unternehmen, an dem er als Gesellschafter
beteiligt ist. Das Entgelt für die steuerpflichtige Leistung beläuft sich auf 100.000 € (Normalwert 55.000 €).
Das Entgelt für die steuerfreie Leistung wird mit 10.000 € festgesetzt (Normalwert 55.000 €).

Lösung:
Für beide Leistungen ist die Umsatzsteuerbemessungsgrundlage der Normalwert (jeweils 55.000 €). Bei
Anwendung des Entgelts als Bemessungsgrundlage könnte es zu nicht gerechtfertigten Verschiebungen hin-
sichtlich der Aufteilung des Vorsteuerabzuges kommen.

Eine vergleichbare Lieferung oder sonstige Leistung für die Bestimmung des Normalwerts wird regelmäßig nur in
den folgenden Fällen ermittelt werden können:
• Wenn ein direkter Preisvergleich möglich ist. Ein direkter Preisvergleich ist grundsätzlich möglich, wenn der

leistende Unternehmer vergleichbare Geschäfte auch mit Empfängern tätigt, mit denen er nicht in einem
Naheverhältnis steht. Subsidiär können auch Marktpreise, wie man sie zB aus Börsennotierungen oder bran-
chenüblichen Abschlüssen ermittelt oder aus Preisübersichten von Verbänden gewinnt, zum Vergleich heran-
gezogen werden.

• Bei Sachzuwendungen des Arbeitgebers an den Arbeitnehmer werden aus Vereinfachungsgründen weiterhin
die Werte als Normalwert herangezogen werden können, die den Sachbezügen bei der Lohnsteuer zu Grunde
gelegt sind.

• Bei grenzüberschreitenden Sachverhalten kann auch ein für Ertragsteuerzwecke identifizierter transaktionsbe-
zogener Fremdvergleichspreis als Normalwert herangezogen werden.

In allen übrigen Fällen wird regelmäßig keine vergleichbare Lieferung oder sonstige Leistung ermittelt werden
können, mit der Konsequenz, dass der Normalwert unter sinngemäßer Anwendung von § 4 Abs 8 lit a und b UStG
bestimmt werden muss.

In Art 4 Abs 3 UStG wird klargestellt, dass die Normalwertregelung des § 4 Abs 9 UStG auch beim innergemein-
schaftlichen Erwerb zur Anwendung kommt.

Siehe auch § 12 Abs 15 UStG: Um eine systemwidrige Kumulation der Umsatzsteuer zu vermeiden, wird der
Anwendungsbereich des § 12 Abs 15 UStG auf jene Fälle des § 4 Abs 9 UStG ausgedehnt, in denen das Entgelt
niedriger ist als die Bemessungsgrundlage.
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4.3. Steuerbefreiung für Gesundheitsberufe (§ 6 Abs 1 Z 19 UStG)

Durch die Änderung des § 6 Abs 1 Z 19 UStG soll den seit Inkrafttreten des UStG 1994 erfolgten Änderungen in
den für die Gesundheitsberufe maßgeblichen berufsrechtlichen Vorschriften Rechnung getragen werden.

Ausdrücklich in die Steuerbefreiung nach § 6 Abs 1 Z 19 UStG aufgenommen werden Tätigkeiten von Heilmas-
seuren gemäß § 45 Z 1 iVm § 29 MMHmG.

4.4. Rechnungsausstellung (§ 11 Abs 1 und § 28 Abs 39 Z 1 UStG)

§ 11 Abs 1 UStG wird aus Gründen der Übersichtlichkeit neu gegliedert. § 11 Abs 1 Z 1 UStG stimmt wörtlich mit
der bisherigen Normierung des § 11 Abs 1 erster Unterabsatz UStG überein.

In § 11 Abs 1 Z 2 UStG wird festgelegt, dass sich die Rechnungsausstellung auch dann nach den Vorschriften die-
ses Bundesgesetzes richtet, wenn der Umsatz in einem anderen Mitgliedstaat ausgeführt wird, der leistende
Unternehmer aber sein Unternehmen vom Inland aus betreibt oder sich die Betriebsstätte, von der aus die Leis-
tung erbracht wird, im Inland befindet, die Steuerschuld auf den Leistungsempfänger übergeht und dieser nicht
mittels Gutschrift abrechnet. Rechnet der Leistungsempfänger, auf den die Steuerschuld übergeht, mittels Gut-
schrift ab, richtet sich die Rechnungsausstellung nach den Vorschriften des Mitgliedstaates, in dem die Lieferung
oder sonstige Leistung ausgeführt wird. Die Neuregelung soll dem im Inland ansässigen Unternehmer, der Rever-
se Charge-Umsätze in einem anderen Mitgliedstaat tätigt, die Rechnungsausstellung erleichtern, da er nicht mehr
die Vorschriften des Mitgliedstaates zu beachten hat, in dem der Umsatz ausgeführt wird, sondern die inländi-
schen Rechnungsausstellungsvorschriften.

In den Fällen des zwingenden Reverse Charge gemäß Art 196 der RL 2006/112/EG hat die Rechnungsausstellung
spätestens am 15. des auf die Ausführung der sonstigen Leistung folgenden Kalendermonates zu erfolgen, wenn
sich die Rechnungsausstellung nach den Vorschriften dieses Bundesgesetzes bestimmt. Damit wird Art 222 der
RL 2006/112/EG idF der RL 2010/45/EU, ABl L 189 vom 22.07.2010 S 1, umgesetzt.

Weiters wird festgelegt, dass sich die Rechnungsausstellung auch dann nach den Vorschriften dieses Bundesge-
setzes richtet, wenn der Umsatz im Drittlandsgebiet ausgeführt wird, der leistende Unternehmer aber sein Unter-
nehmen vom Inland aus betreibt oder sich die Betriebsstätte, von der aus die Leistung erbracht wird, im Inland
befindet. Damit wird Art 219a der RL 2006/112/EG idF der RL 2010/45/EU umgesetzt.

Die in § 11 Abs 1 Z 3 lit a bis e und g bis i UStG enthaltenen Rechnungsmerkmale sind inhaltlich mit den bisher
in § 11 Abs 1 UStG genannten ident. Mit der Änderung der lit f wird Art 230 der RL 2006/112/EG umgesetzt. Die
Bestimmung soll sicherstellen, dass bei der Abrechnung in Fremdwährungen und der sich daraus ergebenden
Notwendigkeit zur Umrechnung in Euro der zu entrichtende Umsatzsteuerbetrag mit dem abziehbaren Vorsteu-
erbetrag übereinstimmt.

§ 11 Abs 1 Z 3 lit f UStG: „[…] Wird die Rechnung in einer anderen Währung als Euro ausgestellt, ist der Steu-
erbetrag nach Anwendung einer dem § 20 Abs. 6 entsprechenden Umrechnungsmethode zusätzlich in Euro anzu-
geben. Steht der Betrag in Euro im Zeitpunkt der Rechnungsausstellung noch nicht fest, hat der Unternehmer
nachvollziehbar anzugeben, welche Umrechnungsmethode gemäß § 20 Abs. 6 angewendet wird. Der Vorsteuer-
abzug (§ 12) bemisst sich nach dem in Euro angegebenen oder jenem Betrag in Euro, der sich nach der ausge-
wiesenen Umrechnungsmethode ergibt;“.
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Durch die Änderung in § 11 Abs 1 Z 4 UStG wird klargestellt, dass die Vorschriften über die Rechnungsausstel-
lung sinngemäß auch für Anzahlungsrechnungen gelten. Da nach § 11 Abs 1 Z 2 UStG auch eine Verpflichtung
zur Rechnungsausstellung für im übrigen Gemeinschaftsgebiet ausgeführte sonstige Leistungen besteht, für die
die Steuerschuld auf den Leistungsempfänger übergeht, war die Streichung des Begriffs „steuerpflichtige“ Leis-
tung erforderlich. Keine Verpflichtung zur Ausstellung einer Anzahlungsrechnung besteht jedoch nach der Neure-
gelung in Art 11 Abs 4 UStG für innergemeinschaftliche Lieferungen.

4.5. Rechnungsausstellung und „§ 11 Abs 1a UStG Reverse Charge Fälle“ 
(§ 11 Abs 1a und § 28 Abs 39 Z 1 UStG)

Diese gesetzliche Änderung steht im Zusammenhang mit der Neuregelung in § 11 Abs 1 UStG . Ist der leistende
Unternehmer zur Rechnungsausstellung nach den Vorschriften dieses Bundesgesetzes verpflichtet, weil er Liefe-
rungen oder sonstige Leistungen im übrigen Gemeinschaftsgebiet erbringt, für die die Steuerschuld auf den 
Leistungsempfänger übergeht, hat er in der Rechnung auch die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des 
Leistungsempfängers anzugeben und ausdrücklich auf die Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers hin-
zuweisen. Weiters darf in einer solchen Rechnung keine Umsatzsteuer ausgewiesen werden. Damit wird Art 226
Nr 4 und Nr 11a der RL 2006/112/EG idF der RL 2010/45/EU umgesetzt.

In den Fällen des § 19 Abs 1 zweiter Satz und Abs 1c UStG unterliegt die Rechnungsausstellung den Vorschriften
des Mitgliedstaates, von dem aus der leistende Unternehmer sein Unternehmen betreibt oder sich die Betriebs-
stätte befindet, von der aus die Leistung erbracht wird. Da der Vorsteuerabzug des Leistungsempfängers nach 
§ 12 Abs 1 Z 3 UStG in diesen Fällen nicht an das Vorliegen einer ordnungsgemäßen Rechnung gebunden ist,
ergibt sich durch diese Neuregelung keine Erschwernis für den Leistungsempfänger. Damit wird Art 219a der RL
2006/112/EG idF der RL 2010/45/EU umgesetzt. Unternehmer, die ihr Unternehmen vom Drittlandsgebiet aus
betreiben oder bei denen sich die Betriebsstätte, von der aus die Leistung erbracht wird, im Drittlandsgebiet
befindet, haben weiterhin die Rechnungsausstellungsvorschriften dieses Bundesgesetzes zu beachten.

Rechnet der Leistungsempfänger über eine Lieferung oder sonstige Leistung gemäß § 19 Abs 1 zweiter Satz oder
§ 19 Abs 1c UStG mittels Gutschrift ab, gelten hingegen die Vorschriften dieses Bundesgesetzes über die Rech-
nungsausstellung. Daher hat eine solche Gutschrift auch die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des Leistungs-
empfängers sowie einen ausdrücklichen Hinweis auf die Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers zu ent-
halten. Weiters darf in einer solchen Gutschrift keine Umsatzsteuer ausgewiesen werden. Damit wird Art 226 Nr
4 und Nr 11a der RL 2006/112/EG idF der RL 2010/45/EU umgesetzt.

In den Fällen des zwingenden Reverse Charge gemäß Art 196 der RL 2006/112/EG hat die Rechnungsausstellung
spätestens am 15. des auf die Ausführung der sonstigen Leistung folgenden Kalendermonates zu erfolgen, wenn
sich die Rechnungsausstellung nach den Vorschriften dieses Bundesgesetzes bestimmt. Damit wird Art 222 der
RL 2006/112/EG idF der RL 2010/45/EU umgesetzt.

4.6. Elektronische Rechnung (§ 11 Abs 2 und § 28 Abs 39 Z 1 UStG)

§ 11 Abs 2 zweiter Unterabsatz UStG bildet gemeinsam mit der gleichzeitig zu ändernden Verordnung des
Bundesministers für Finanzen, mit der die Anforderungen an eine auf elektronischem Weg übermittelte Rechnung
bestimmt werden, BGBl II 2003/583 idgF, die rechtliche Grundlage für die Ausstellung elektronischer Rechnun-
gen.
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§ 11 Abs 2 zweiter Unterabsatz UStG: „Als Rechnung gilt auch eine elektronische Rechnung, sofern der Emp-
fänger dieser Art der Rechnungsausstellung zustimmt. Eine elektronische Rechnung ist eine Rechnung, die in
einem elektronischen Format ausgestellt und empfangen wird. Sie gilt nur unter der Voraussetzung als Rechnung
im Sinne des Abs. 1 und Abs. 1a, dass die Echtheit ihrer Herkunft, die Unversehrtheit ihres Inhalts und ihre Les-
barkeit gewährleistet sind. Echtheit der Herkunft bedeutet die Sicherheit der Identität des leistenden Unterneh-
mers oder des Ausstellers der Rechnung. Unversehrtheit des Inhalts bedeutet, dass der nach diesem Bundesge-
setz erforderliche Rechnungsinhalt nicht geändert wurde. Der Bundesminister für Finanzen bestimmt mit Ver-
ordnung die Anforderungen, bei deren Vorliegen diese Voraussetzungen jedenfalls erfüllt sind.“

4.7. Vereinfachte Rechnungsausstellung (Kleinbetragsrechnung) 
(§ 11 Abs 6 und § 28 Abs 39 Z 1 UStG)

Diese Regelung steht im Zusammenhang mit der Neuregelung in § 11 Abs 1 und Abs 1a UStG. Richtet sich die
Rechnungsausstellung für einen Umsatz in einem anderen Mitgliedstaat nach den Vorschriften dieses Bundesge-
setzes, weil der leistende Unternehmer sein Unternehmen vom Inland aus betreibt oder sich die Betriebsstätte,
von der aus die Leistung erbracht wird, im Inland befindet und die Steuerschuld auf den Leistungsempfänger
übergeht, sind die Erleichterungen für Kleinbetragsrechnungen nicht anzuwenden. Gleiches gilt, wenn es zum
Übergang der Steuerschuld nach § 19 Abs 1 zweiter Satz oder § 19 Abs 1c UStG auf den Leistungsempfänger
kommt und sich die Rechnungsausstellung nach den Vorschriften dieses Bundesgesetzes richtet. Damit wird Art
220a Abs 2 der RL 2006/112/EG idF der RL 2010/45/EU umgesetzt.

4.8. Bezeichnung als „Gutschrift“ (§ 11 Abs 8 Z 3 und § 28 Abs 39 Z 1 UStG)

In Umsetzung von Art 226 Nr 10a der RL 2006/112/EG idF der RL 2010/45/EU wird normiert, dass eine Gutschrift
ausdrücklich als solche bezeichnet werden muss.

4.9. Vorsteuerabzug nach Ist-System für bestimmte Ist-Versteuerer 
(§ 12 Abs 1 Z 1, § 28 Abs 39 Z 1 und 2 UStG)

In § 12 Abs 1 Z 1 UStG werden statt dem zweiten Satz folgende Sätze eingefügt: „Besteuert der Unternehmer
nach vereinnahmten Entgelten (§ 17) – ausgenommen Unternehmen im Sinne des § 17 Abs. 1 zweiter Satz – und
übersteigen die Umsätze nach § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 – hierbei bleiben die Umsätze aus Hilfsgeschäften ein-
schließlich der Geschäftsveräußerungen außer Ansatz – im vorangegangenen Veranlagungszeitraum 2 000 000
Euro nicht, ist zusätzliche Voraussetzung, dass die Zahlung geleistet worden ist. Soweit der gesondert ausge-
wiesene Steuerbetrag auf eine Zahlung vor Ausführung der Umsätze entfällt, ist er bereits abziehbar, wenn die
Rechnung vorliegt und die Zahlung geleistet worden ist.“

Hinweis: Kein Wechsel zur Sollbesteuerung für Freiberufler nach 
Budgetausschuss-Sitzung im NR vom 24.10.2012!
Ursprünglich sollte mit der RV zum AbgÄG 2012 § 17 Abs 1 UStG derart abgeändert werden,
dass die Möglichkeit der Istbesteuerung für Unternehmer und Gesellschaften mit freiberuflicher
Tätigkeit insoweit eingeschränkt wird, als der Umsatz aus dieser Tätigkeit in den vorangegan-
genen 2 Jahren nicht mehr als EUR 2 Mio betragen hat.
Dies konnte nun – insbesondere auch auf Intervention der KWT hin – abgewendet werden.
Damit bleibt die Möglichkeit der Istbesteuerung für die freien Berufe aufrecht. Der weitere par-
lamentarische Prozess bleibt abzuwarten.
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4.10. Reverse Charge System (§ 19 Abs 1, Abs 1c und Abs 1d UStG)

Gemäß Art 194 der RL 2006/112/EG ist für den Übergang der Steuerschuld auf den Leistungsempfänger Voraus-
setzung, dass der leistende Unternehmer nicht in dem Mitgliedstaat ansässig ist, in dem die Umsatzsteuer
geschuldet wird. Nach der Judikatur des EuGH (vom 6.10.2011 in der Rs C-421/10, Stoppelkamp) ist primär da-
rauf abzustellen, ob der Unternehmer den Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit oder die Betriebsstätte, von der
aus die Umsätze bewirkt werden, in diesem Mitgliedstaat hat. Auf den Wohnsitz oder den gewöhnlichen Aufent-
halt des Unternehmers ist nur in Ermangelung eines solchen Sitzes oder einer solchen Betriebsstätte abzustellen.
Daraus folgt, dass beispielsweise ein inländischer Haupt- oder Zweitwohnsitz eines Unternehmers, der den Sitz
seiner wirtschaftlichen Tätigkeit im Ausland hat, einen Übergang der Steuerschuld auf den Leistungsempfänger
nicht ausschließt.

Diese Änderung in § 19 Abs 1c UStG steht im Zusammenhang mit der Neuregelung in § 19 Abs 1 zweiter Satz
UStG und dient zur Umsetzung des Urteils des EuGH vom 6.10.2011 in der Rs C-421/10, Stoppelkamp.

Um möglichst rasch auf neue Betrugsszenarien reagieren zu können, wird die in § 19 Abs 1d UStG normierte Ver-
ordnungsermächtigung ausgedehnt.

4.11. EZB-Kurs (§ 20 Abs 6 UStG)

In Umsetzung von Art 91 Abs 2 der RL 2006/112/EG idF der RL 2010/45/EU wird für die Umrechnung von Werten
in fremder Währung festgelegt, dass der Unternehmer auch den letzten, von der Europäischen Zentralbank ver-
öffentlichten, Umrechnungskurs zum Zeitpunkt der Leistungserbringung oder – wenn das Entgelt oder ein Teil des
Entgeltes vor Ausführung der Leistung (§ 19 Abs 2 Z 1 lit a UStG) vereinnahmt wird sowie bei der Besteuerung
nach vereinnahmten Entgelten (§ 17 UStG) – zum Zeitpunkt der Vereinnahmung anwenden kann.

4.12. Rechnungsausstellung iZm Differenzbesteuerung (§ 24 Abs 7 und § 28 Abs 39 Z 1 UStG)

In Umsetzung von Art 226 Nr 14 der RL 2006/112/EG idF der RL 2010/45/EU wird näher normiert, durch welche
Angaben in der Rechnung auf die Anwendung der Differenzbesteuerung hingewiesen werden kann.

4.13. Begutachtung eines Gegenstandes (§ 28 Abs 39 Z 1, Art 1 Abs 3 Z 1 lit e und 
Art 3 Abs 1 Z 1 lit e UStG)

In Umsetzung von Art 17 Abs 2 lit f der RL 2006/112/EG idF der RL 2010/45/EU wird normiert, dass im Falle der
Begutachtung eines Gegenstandes eine vorübergehende Verwendung – und somit kein innergemeinschaftlicher
Erwerb und keine Lieferung gegen Entgelt – vorliegt, wenn der Gegenstand nach Erbringung der sonstigen Leis-
tung wieder zur Verfügung des Auftraggebers in den Mitgliedstaat gelangt, von dem aus der Gegenstand ver-
sendet oder befördert worden ist.

4.14. Rechnungsausstellung bei ig Lieferungen (Art 11 Abs 1, Abs 4 und Abs 5 UStG)

In Umsetzung von Art 222 der RL 2006/112/EG idF der RL 2010/45/EU wird normiert, dass die Rechnungsaus-
stellung spätestens am 15. des auf die Ausführung der steuerfreien innergemeinschaftlichen Lieferung folgenden
Kalendermonates zu erfolgen hat.

4. Umsatzsteuergesetz 1994
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In Art 11 Abs 4 UStG wird – abweichend von § 11 Abs 1 Z 4 UStG – normiert, dass den Unternehmer keine Ver-
pflichtung zur Ausstellung einer Anzahlungsrechnung bei steuerfreien innergemeinschaftlichen Lieferungen trifft.
Damit wird Art 220 Abs 1 Nr 4 der RL 2006/112/EG idF der RL 2010/45/EU umgesetzt.

In Umsetzung von Art 220a Abs 2 der RL 2006/112/EG idF der RL 2010/45/EU wird Art 11 Abs 5 UStG normiert,
dass die Erleichterungen für Kleinbetragsrechnungen nicht anzuwenden sind, wenn sich die Rechnungsausstel-
lung nach Art 25 Abs 4 UStG richtet.

4.15. Rechnungsausstellung und Dreiecksgeschäfte (§ 28 Abs 39 Z 1 und Art 25 Abs 4 UStG)

Die Änderung in Art 25 Abs 4 UStG steht in Zusammenhang mit der Neuregelung in § 11 Abs 1 und Abs 1a UStG.
Da bei Anwendbarkeit der Dreiecksgeschäftsregelung die Steuerschuld vom Erwerber auf den Empfänger über-
geht, hat der Erwerber bei der Rechnungsausstellung die Vorschriften des Mitgliedstaates zu beachten, von dem
aus er sein Unternehmen betreibt oder sich die Betriebsstätte, von der aus die Lieferung erbracht wird, befindet.
Rechnet der Empfänger mittels Gutschrift ab, richtet sich die Rechnungsausstellung für die im Inland steuer-
pflichtige Lieferung nach den Vorschriften dieses Bundesgesetzes. Die Neuregelung soll dem im Inland ansässi-
gen Unternehmer, für dessen Lieferung die Steuerschuld auf den Leistungsempfänger in einem anderen Mit-
gliedstaat übergeht, die Rechnungsausstellung erleichtern, da er nicht mehr die Vorschriften des Mitgliedstaates
zu beachten hat, in dem der Umsatz ausgeführt wird, sondern die inländischen Rechnungsausstellungsvorschrif-
ten. Damit wird Art 197 Abs 1 Buchstabe c iVm Art 219a der RL 2006/112/EG idF der RL 2010/45/EU umgesetzt.

4.16. Erhöhung des Steuersatzes bei bestimmten Naturprodukten

Siehe § 28 Abs 39 Z 3 sowie Z 6, 22 lit g, 33, 41, 42 lit b und 42 lit c der Anlage zum UStG 1994.

5. GEBÜHRENGESETZ 1957

Zessionsgebührenbefreiung: Nach der derzeitigen Rechtslage sind gemäß § 33 TP 21 Abs 2 Z 6 GebG nur die
Übertragung von Anteilen an einer GmbH, an einer Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft und an Personen-
gesellschaften von der Zessionsgebühr befreit. Die Übertragung von Anteilen an Aktiengesellschaften ist jedoch
bisher schon immer dann gebührenpflichtig, wenn – ausnahmsweise – keine Übertragung des verbrieften Anteils-
scheins erfolgt. Um der auf Grund des GesRÄG 2011 gestiegenen Bedeutung der Übertragungsmöglichkeit von
Namensaktien ohne Übertragung des verbrieften Anteilsscheins Rechnung zu tragen und um eine Gleichstellung
mit der Übertragung von Anteilen an GmbH herzustellen, soll zukünftig auch die Übertragung von Anteilen an
Aktiengesellschaften nach zessionsrechtlichen Grundsätzen von der Zessionsgebühr befreit werden.

6. GRUNDERWERBSTEUERGESETZ 1987

Auf Grund des AbgÄG 2012 soll es im GrEStG ab 1.1.2013 zu folgenden Änderungen kommen:

Aus verwaltungsökonomischen Gründen sollen die Freigrenze für Vorgänge gemäß § 13 Liegenschaftsteilungs-
gesetz von € 1.100 auf € 2.000 angehoben werden und für Erwerbsvorgänge mit einer Bemessungsgrundlage
bis zu diesem Betrag die Verpflichtung zur Vorlage einer Abgabenerklärung entfallen.

5. Gebührengesetz 1957
6. Grunderwerbsteuergesetz 1987
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Für bestimmte steuerfreie Erwerbe (§ 3 Abs 1 Z 4 und 5 GrEStG) soll die Verpflichtung zur Vorlage der Abgaben-
erklärung durch einen Parteienvertreter entfallen. In diesen Fällen kann die elektronische Abgabenerklärung auch
von den in § 9 GrEStG genannten Personen übermittelt werden.

Ein besonderer Einheitswert ist nach derzeitiger Rechtslage nur bei Vorliegen der Voraussetzungen einer Art- oder
Wertfortschreibung zu ermitteln, nicht jedoch im Fall einer Nachfeststellung gemäß § 22 BewG. Durch die Ände-
rung des § 6 Abs 3 GrEStG soll die Ermittlung eines besonderen Einheitswertes auch in den Fällen einer Nach-
feststellung erfolgen.

7. FLUGABGABEGESETZ

7.1. Tarifreduktion

Aus Wettbewerbsgründen soll ab 1.1.2013 der Tarif für Kurz- (von € 8 auf € 7) und Mittelstreckenflüge (von € 20
auf € 15) gesenkt werden (§ 5 FlugAbgG idF AbgÄG 2012).

7.2. Keine Jahresveranlagung

Weiters soll aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung keine Jahresveranlagung mehr erfolgen. Die Abgabe
einer Jahreserklärung soll zwar weiterhin erforderlich sein, ein Bescheid wird allerdings nur dann erlassen, wenn
die monatlichen Anmeldungen berichtigt werden müssen (§ 7 FlugAbgG idF AbgÄG 2012).

8. STIFTUNGSEINGANGSSTEUERGESETZ

8.1. Entstehung der Steuerschuld bei Zuwendungen an eine Vorstiftung (§ 1 Abs 4 StiftEG)

Es soll klargestellt werden, dass bei an Vorkörperschaften (zB Vorstiftung) geleistete Zuwendungen, die Steuer-
schuld erst im Zeitpunkt des Entstehens der Körperschaft entsteht. Dadurch wird sichergestellt, dass die Stif-
tungseingangssteuer nicht zu entrichten ist, wenn die Vorkörperschaft endet, ohne dass die Körperschaft entsteht
(etwa wenn eine Privatstiftung nicht ins Firmenbuch eingetragen wird).

8.2. Steuerbefreiung für Zuwendungen von Todes wegen (§ 1 Abs 6 Z 3 StiftEG)

Die bestehende Steuerbefreiung für Zuwendungen von Todes wegen von Kapitalvermögen soll an die Systema-
tik des neuen Kapitalbesteuerungsregimes angepasst werden. Die Befreiung soll zukünftig Wirtschaftsgüter iSd
§ 27 Abs 3 und Derivate iSd § 27 Abs 4 EStG umfassen, wenn auf die daraus bezogenen Einkünfte der besonde-
re Steuersatz des § 27a Abs 1 EStG anwendbar ist. Davon ausgenommen sollen – wie bereits bisher – in sämt-
lichen Fällen Anteile an in- und ausländischen Kapitalgesellschaften sein. Die Ausnahme soll auch dann zur
Anwendung kommen, wenn beispielsweise lediglich Anteile an einem Investmentfonds, zu dessen Vermögen
Anteile an Kapitalgesellschaften gehören, zugewendet werden.

Abgabenänderungsgesetz 2012 – RV
7. Flugabgabegesetz
8. Stiftungseingangssteuergesetz
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9. BUNDESABGABENORDNUNG

9.1. Ausfallshaftung des „faktischen“ Geschäftsführers (§ 9a und § 323 Abs 33 BAO)

Nach dem Vorbild des § 6a Abs 2 und 3 KommStG 1993 soll der Personenkreis, den die Ausfallshaftung des § 9
BAO trifft, auf Personen erweitert werden, die entweder faktische Geschäftsführer sind (die somit de facto an
Stelle des Vertreters die abgabenrechtlichen Pflichten des Vertretenen erfüllen bzw verletzen) oder die den Ver-
treter dahingehend beeinflussen, dass abgabenrechtliche Pflichten durch den Vertreter verletzt werden.

Die Haftung nach § 9a BAO ist eine Ausfallshaftung. Sie setzt somit die Uneinbringlichkeit der Abgabenschulden
beim Primärschuldner voraus.

Die auf die Erfüllung abgabenrechtlicher Pflichten Einfluss nehmende Person ist kein Vertreter des Abgabepflich-
tigen. Sie ist daher nicht als Folge der Einflussnahme dazu befugt, die dem Abgabepflichtigen zustehenden Rech-
te wahrzunehmen.

Haftungsrelevant ist nur ein auf Verletzung abgabenrechtlicher Pflichten gerichtetes Verhalten. Abgabenrechtli-
che Pflichten sind insbesondere die Führung von Büchern und Aufzeichnungen, die Einreichung von Abgabener-
klärungen sowie die Entrichtung von Abgabenschuldigkeiten.

Die Haftungen nach § 9 BAO und nach § 9a BAO schließen einander nicht aus. Es liegt im Ermessen der Abga-
benbehörde, welche dieser Haftungen vorrangig geltend gemacht wird.

9.2. Elektronische Bescheidzustellung auch ohne Zustimmung des Empfängers 
(§ 97 Abs 3 BAO und § 5b FOnV 2006)

Die Änderung des § 97 Abs 3 BAO dient der Verwaltungsökonomie, da auch elektronische Zustellungen künftig
nach Maßgabe einer Verordnung auch ohne ausdrückliche Zustimmung zulässig sein sollen. Der Wegfall des fünf-
ten Satzes bedingt eine Anpassung des vierten Satzes, damit klargestellt wird, dass der Empfänger einer elektro-
nisch zugestellten Erledigung selbst für deren Datensicherheit verantwortlich ist, sobald er sie aus der Finanz-
Online-DataBox weiter verarbeitet (Öffnen, Ausdrucken und Speichern von DataBox-Inhalten), insbesondere
auch, wenn er DataBox-Inhalte per E-Mail versendet.

Im Zusammenhang mit der Änderung des § 97 Abs 3 BAO soll auch ein § 5b in der FOnV 2006 (Entwurf) ergänzt
werden:

§ 5b FOnV 2006 sieht nun vor, dass Erledigungen an FinanzOnline-Teilnehmer grundsätzlich elektronisch erfol-
gen, wobei sich keine Verpflichtung der Abgabenbehörde ergibt, jedwede Zustellung nur noch elektronisch durch-
zuführen, da die Zulässigkeit einer automationsunterstützten Datenübertragung zufolge § 1 Abs 2 erster Satz
FOnV 2006 davon abhängt, welche Funktion dem jeweiligen Teilnehmer in FinanzOnline zur Verfügung gestellt
wird.

Neben den Erledigungen, die heute schon elektronisch zugestellt werden können, werden nach Maßgabe der
technischen Möglichkeiten weitere Erledigungen hinzukommen. Eine maximale Inanspruchnahme liegt dann vor,
wenn die heute in Papier ergehenden Buchungsmitteilungen und Benachrichtigungen, die großteils losgelöst von

Abgabenänderungsgesetz 2012 – RV 9. Bundesabgabenordnung
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einer Bescheidzustellung versendet werden, in die elektronische Zustellung einbezogen werden, sowie, wenn nur
wenige Arbeitnehmer von der „Opt-out-Möglichkeit“ (§ 5b vorletzter und letzter Satz FOnV 2006) Gebrauch
machen. Bei Verzicht auf die vorgesehene Versendung der Verständigungs-SMS (siehe unten) würde sich das Ein-
sparungspotential noch weiter vergrößern.

Teilnehmer an FinanzOnline sind jene Teilnahmeberechtigten (§ 2 FOnV 2006), die angemeldet sind (§ 3 FOnV
2006).

Die Verpflichtung, Abgabenerklärungen über FinanzOnline einzureichen, ändert sich durch § 5b FOnV 2006 nicht:
Unternehmer mit einem Vorjahresumsatz von mehr als 30.000 Euro sind zufolge § 2 FOnErklV iVm § 1 der Ver-
ordnung betreffend Abstandnahme von der Verpflichtung zur Abgabe von Voranmeldungen verpflichtet, Arbeit-
nehmer nicht. Aus diesem Grund sollen Arbeitnehmer, auch wenn sie die Erklärung zur Arbeitnehmerveranlagung
freiwillig über FinanzOnline einreichen, die Möglichkeit haben, die betreffenden Erledigungen wie bisher in Papier
zu erhalten. Dies können sie dadurch, dass sie online auf die elektronische Zustellung verzichten. Ist ein Arbeit-
nehmer zwar Teilnehmer an FinanzOnline, reicht er die Erklärung zur Arbeitnehmerveranlagung aber nicht in
FinanzOnline sondern unter Verwendung des amtlichen Vordrucks ein, weil er zB seine Teilnehmercodes verges-
sen hat und sich nicht mittels Bürgerkarte oder Handysignatur anmeldet, so gilt dies als Verzicht auf die elektro-
nische Zustellung.

Elektronische Zustellungen in die Databox von FinanzOnline haben (derzeit) nicht die Rechtsqualität einer Zustel-
lung mit Zustellnachweis. Soll eine Erledigung mit Zustellnachweis zugestellt werden, so hat die Behörde auch in
Bezug auf FinanzOnline-Teilnehmer mit physischer Zustellung nach dem 2. Abschnitt des Zustellgesetzes vorzu-
gehen. Eine Ausnahme besteht lediglich für Erledigungen, hinsichtlich derer durch § 5a FOnV 2006 die Zustellung
gemäß § 99 BAO (somit nach dem 3. Abschnitt des Zustellgesetzes) zugelassen ist, das sind jene teilnehmenden
Arbeitnehmer, die bei einem Zustelldienst angemeldet sind (§ 33 Zustellgesetz) und die Zustellung über den
Zustelldienst wünschen.

In FinanzOnline ist es schon jetzt möglich, eine E-Mailadresse zu hinterlegen, an welche eine Information gesandt
wird, sobald eine Erledigung in die Databox zugestellt wird („Allgemeine Grunddaten“). Diese Information hat
den Zweck, den Empfänger insbesondere bei Bescheiden darauf hinzuweisen, dass eine rechtswirksame elektro-
nische Zustellung erfolgt ist (gemäß § 98 Abs 1 BAO gelten elektronisch zugestellte Dokumente als zugestellt,
sobald sie in den elektronischen Verfügungsbereich des Empfängers gelangt sind). Ein FinanzOnline-Teilnehmer
soll die elektronische Zustellung nicht dadurch verhindern können, dass er keine, eine fremde oder eine unrichti-
ge E-Mailadresse angibt.

Unter einer elektronischen Adresse ist nicht nur eine E-Mailadresse zu verstehen, denkbar wäre auch eine Tele-
fonnummer, an welche eine Info-SMS versendet wird.

Änderung zum Entwurf: Verzichtsmöglichkeit nunmehr vorgesehen!
Neu geschaffen wurde die Möglichkeit, dass Parteienvertreter für sich und für ihre Klienten 
auf die ab 2013 generell geplante elektronische Zustellung von Behördenerledigungen in
FinanzOnline aktiv verzichten können (§ 5b Abs 3 der FOnV 2006). Die kritische Haltung der
KWT in der Stellungnahme zur 6. Änderung der FOnV 2006 war somit erfolgreich.
Faktisch wird damit der mit AbgÄG 2012 geplante Entfall der ausdrücklichen Zustimmung zur
elektronischen Zustellung (§ 97 Abs 3 BAO idF vor AbgÄG 2012) korrigiert.

Abgabenänderungsgesetz 2012 – RV9. Bundesabgabenordnung
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10. SONSTIGE ABGABENRECHTLICHE ÄNDERUNGEN

Neben den oben angeführten Gesetzen ergeben sich aufgrund des AbgÄG 2012 noch folgende gesetzliche Ände-
rungen bzw neue Gesetze:

• EU-Amtshilfegesetz – EU-AHG
• Bewertungsgesetz 1955
• Bauern-Sozialversicherungsgesetz
• Bodenschätzungsgesetz 1970
• Glücksspielgesetz
• Versicherungssteuergesetz 1953
• Kraftfahrzeugsteuergesetz 1992
• Neugründungs-Förderungsgesetz
• Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz 2010
• Normverbrauchsabgabegesetz 1991
• Biersteuergesetz 1995
• Mineralölsteuergesetz 1995
• Alkoholsteuergesetz
• Schaumweinsteuergesetz 1995
• Tabaksteuergesetz 1995
• Tabakmonopolgesetz 1996
• Finanzstrafgesetz
• Ausfuhrerstattungsgesetz

Abgabenänderungsgesetz 2012 – RV 10. Sonstige abgabenrechtliche Änderungen
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B. Pauschalierungsverordnungen – Ausblick

1. Gaststättenpauschalierungs-Verordnung

Der VfGH hat mit Erkenntnis vom 14.3.2012 (V 113/11) Teile der Gaststättenpauschalierungs-VO als gesetzwid-
rig aufgehoben. Die Aufhebung der §§ 3 (Gewinnermittlung) und 4 (Vorsteuerermittlung) dieser Verordnung tritt
jedoch erst mit Ablauf des 31.12.2012 in Kraft.

In seiner Entscheidung vom 9.7.2012, RV/0245-I/12, verweigerte der UFS die Anwendung der Gaststättenpau-
schalierungs-VO generell mit der Begründung, dass diese Verordnung eine unionswidrige Beihilfe iSd Art 87 EGV
(jetzt: Art 107 AEUV) sei.

Auf Grund der Anfrage des Fachsenats für Steuerrecht der KWT hat das BMF mit Schreiben vom 17.9.2012 mit-
geteilt, dass es die Auffassung des UFS nicht teilt. Nach Ansicht des BMF ist die Gaststättenpauschalierungs-VO
– dem Spruch des VfGH im Erkenntnis vom 14.3.2012,V 113/11, folgend – für alle Fälle mit Ausnahme der Anlass-
fälle bis zur Veranlagung 2012 anzuwenden. Die Finanzämter wurden bereits informiert, dass die Verordnung bis
2012 weiterhin anzuwenden ist.

2. LuF-PauschVO 2011

2.1. VfGH

Die Beschwerde eines Steuerberaters gegen die Pauschalierung der Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft wur-
de vom VfGH mit Erkenntnis vom 9.10.2012 (B 539/12) als unbegründet abgewiesen

2.2. AbgÄG 2012

2.2.1. EStG: Nähere Determinierung der Verordnungsermächtigung

§ 17 Abs 5a EStG regelt künftig, wie eine Pauschalierungsverordnung für die Land- und Forstwirtschaft näher aus-
gestaltet werden soll.

2.2.2. BewG: Hauptfeststellung der Einheitswerte zum 1.1.2014

Für die Vorbereitung und Durchführung der Hauptfeststellung der Einheitswerte für wirtschaftliche Einheiten des
land- und forstwirtschaftlichen Vermögens zum 1.1.2014 sind gesetzliche Regelungen notwendig, welche durch
das AbgÄG 2012 geschaffen werden.

In Zukunft sollen auch öffentliche Gelder iSd § 35 BewG idF AbgÄG 2012 bei der Einheitsbewertung zu berück-
sichtigen sein. Öffentliche Gelder iSd § 35 sind (nur) wiederkehrende Direktzahlungen gemäß Art 2 lit d der VO
(EG) 73/2009 idF der VO (EG) 1250/2009 vom 30.11.2009 (33 vH des im Vorjahr ausbezahlten Betrages).

Soweit nach sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften Einheitswerte land- und forstwirtschaftlicher Betriebe
heranzuziehen sind, sollen Änderungen dieser Einheitswerte anlässlich der Hauptfeststellung zum 1.1.2014 für
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die Zeit vor dem 1.1.2017 nicht zu berücksichtigen sein (§ 86 Abs 13 BewG idF AbgÄG 2012; siehe auch §§ 337
und 338 BSVG).

2.3. Geplante Neuregelung ab 2014

Die Grenze für die Vollpauschalierung in der Land- und Forstwirtschaft soll ab 2014 auf € 75.000 Einheitswert
(bisher € 100.000) gesenkt werden; der Durchschnittssatz zur Ermittlung des Gewinnes (Grundbetrag) soll auf
42% steigen (bisher 39%). Zudem sollen künftig EU-Subventionen teilweise bei der Einheitsbewertung zu berück-
sichtigen sein (siehe dazu die Ausführungen zum BewG).

Die Grenze für die Teilpauschalierung soll auf € 130.000 (bisher € 150.000) sinken.
Das Vorrecht der Bauern, keine Einnahmenaufzeichnungen zu führen, soll auch in Zukunft erhalten bleiben.

C. Energieabgabenvergütungsgesetz

1. VfGH

Mit dem Budgetbegleitgesetz 2011 wurde die Vergütung von Energieabgaben ab 1.1.2011 auf Produktionsbe-
triebe eingeschränkt. Dienstleistungsbetriebe, wie etwa Hotels, sind nunmehr von der Vergütung ausgeschlossen.
Der VfGH hat eine diesbezügliche Beschwerde eines Hoteliers mit Erkenntnis vom 4.10.2012 (B 321/12) als unbe-
gründet abgewiesen.

2. UFS

Der UFS hat bis dato in einer Vielzahl von Verfahren (zB UFS 18.4.2012, RV/0188-I/12) entschieden, dass es nicht
schon mit 1.1.2011 zu einem Ausschluss von Dienstleistungsbetrieben von der Rückvergütung von Energieabga-
ben kommt, sondern gemäß § 4 Abs 7 EnAbgVergG iVm ABl 2011, C-288/21, erst mit 1.2.2011.
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D. UmgrStR 2002 Rz 749: 
Rückwirkungsfiktion (UFS vs BMF)

Der UFS hat in zwei Entscheidungen (RV/1213-W/06 vom 28.3.2012, RV/1214-W/06 vom 16.4.2012) die Frage,
ob die übernehmende Körperschaft bei einer Einbringung nach Art III UmgrStG am Einbringungsstichtag schon
gesellschaftsrechtlich existent sein muss, bejaht und eine auf rein zivilrechtlicher Basis begründete Entscheidung
getroffen. Der UFS hat dabei die dem UmgrStG inhärente steuerliche Rückwirkungsfiktion ignoriert und den
Rechtsaussagen der Rz 749 UmgrStR 2002 widersprochen, wonach es ausreicht, wenn die übernehmende 
Körperschaft bei Unterfertigung des Einbringungsvertrages als vertragsfähige Vorgesellschaft existiert. Mitt-
lerweile wurde gegen beide UFS-Entscheidungen Beschwerde beim VwGH erhoben (Zl 2012/15/0114 und 
Zl 2012/15/0115).

Zur Beseitigung der aktuellen Rechtsunsicherheit hat das BMF bestätigt, dass es bis auf weiteres an der Aussa-
ge der Rz 749 UmgrStR 2002 festhält. Nur im Fall einer Bestätigung der Rechtsansicht des UFS durch den VwGH
würde das BMF sich dem Höchstgericht anschließen. Das BMF wird für alle Einbringungsstichtage bis zum Erge-
hen der VwGH-Entscheidung an der derzeitigen Fassung der Rz 749 UmgrStR 2002 festhalten (somit auch für
künftige Einbringungen bis zur VwGH-Entscheidung). Laut BMF wurden die Finanzämter darüber informiert, dass
die abweichenden UFS-Entscheidungen derzeit nicht anzuwenden sind.

In der Beratungspraxis kann es bei bevorstehenden Einbringungen trotz der Zusicherung des BMF sinnvoll sein,
vor der Durchführung der Einbringung eine schriftliche Auskunft vom zuständigen Finanzamt zur gegenständ-
lichen Frage einzuholen, um damit zusätzlich den Vertrauensschutz aufgrund des Grundsatzes von Treu und Glau-
ben zu erlangen.
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Ägypten (VAR) Finnland Kroatien Norwegen Tadschikistan3)

Albanien Frankreich Kuba Pakistan Thailand

Algerien Georgien Kuwait Philippinen Tschechische 
Republik

Argentinien1) Griechenland Lettland Polen Tunesien

Armenien Großbritannien 
und Nordirland

Libyen4) Portugal Türkei

Aserbaidschan Hongkong2) Liechtenstein Rumänien Turkmenistan6)

Australien Indien Litauen Russische 
Föderation

Ukraine

Bahrein Indonesien Luxemburg San Marino Ungarn

Barbados Iran Malaysia Saudi Arabien USA

Belgien Irland Malta Schweden Usbekistan

Belize Israel Marokko Schweiz Venezuela

Bosnien und 
Herzegowina2)

Italien Mazedonien Serbien Vereinigte Arabi-
sche Emirate

Brasilien Japan Mexiko Singapur Vietnam

Bulgarien Kanada Moldau Slowakei5) Weißrussland 
(Belarus)

China Kasachstan Mongolei Slowenien Zypern

Dänemark Katar3) Nepal Spanien

Deutschland Kirgisistan Neuseeland Südafrika

Estland Korea (Südkorea) Niederlande Syrien4)

1) Gekündigt mit Wirkung 1.1.2009 (BGBl III 2008/80).
2) Ab 2012 anwendbar.
3) Ab 2013 anwendbar.
4) Lediglich unterzeichnet.
5) DBA mit der vormaligen Tschechoslowakei anwendbar.
6) DBA mit der vormaligen Sowjetunion (UdSSR) anwendbar.

E. Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) 
und sonstige Abkommen

Österreich hat mit folgenden Staaten ein Doppelbesteuerungsabkommen auf dem Gebie-
te der Steuern vom Einkommen und/oder vom Vermögen abgeschlossen:
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Deutschland1)2) Niederlande Tschechische Republik
Frankreich Schweden1) Ungarn1)

Liechtenstein1) Schweiz1) USA

Andorra Guernsey Montserrat
Anguilla Isle of Man Niederländische Antillen
Aruba Jersey San Marino
British Virgin Islands Liechtenstein Schweiz
Cayman Islands Monaco Turks and Caicos Islands

Andorra1) Monaco1)

Gibraltar1) St. Vincent & die Grenadinen2)

Österreich hat mit folgenden Staaten ein Doppelbesteuerungsabkommen auf dem
Gebiete der Nachlass-, Erbschafts- und/oder Schenkungssteuern abgeschlossen:

1) Nicht auf dem Gebiete der Schenkungssteuern.
2) Gekündigt mit Wirkung 1.1.2008 (BGBl III 2007/116). Am 6.11.2008 wurde ein Abkommen zur vorübergehenden Weitergeltung des Abkom-

mens auf Erbfälle, in denen der Erblasser nach dem 31.12.2007 und vor dem 1.8.2008 verstorben ist, unterzeichnet; das Abkommen wurde
am 13.10.2009 mit BGBl III 2009/115 verlautbart.

Österreich bzw die EG hat mit folgenden Staaten ein Abkommen über die 
Besteuerung von Zinserträgen abgeschlossen:

Österreich hat mit folgenden Staaten ein Abkommen über den 
Informationsaustausch in Steuersachen abgeschlossen:

1) Ab 1.1.2011 anwendbar.
2) Ab 1.1.2012 anwendbar.

NEU: Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über die Zusammenarbeit in den Bereichen Steuern und 
Finanzmarkt



Änderung der Sachbezugswerteverordnung

27persaldo 4/20122012

F. Änderung der Sachbezugswerteverordnung

Mit BGBl II 2012/366 kam es zu folgender Änderung der Sachbezugswerteverordnung (ab 2013):

In § 2 wird nach Abs 7 folgender Abs 7a eingefügt:

„(7a) Liegt die rasche Verfügbarkeit des Arbeitnehmers am Arbeitsplatz nach der Natur des Dienstverhält-
nisses im besonderen Interesse des Arbeitgebers und überlässt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer kostenlos oder
verbilligt eine arbeitsplatznahe Unterkunft (Wohnung, Appartement, Zimmer), gilt Folgendes:

1. Bis zu einer Größe von 30 m2 ist kein Sachbezug anzusetzen.

2. Bei einer Größe von mehr als 30 m2 aber nicht mehr als 40 m2 ist der Wert gemäß Abs. 1 oder der
Wert gemäß Abs. 7 um 35% zu vermindern, wenn die arbeitsplatznahe Unterkunft durchgehend 
höchstens zwölf Monate vom selben Arbeitgeber zur Verfügung gestellt wird.“

Erläuterung:

Nach der bisherigen Verwaltungspraxis wurde bei saisonal beschäftigten Arbeitnehmern, insbesondere im Frem-
denverkehr, für die Zurverfügungstellung einer einfachen arbeitsplatznahen Unterkunft durch den Arbeitgeber
kein steuerpflichtiger Sachbezug angesetzt; dies ist durch die Tatsache gerechtfertigt, dass in derartigen Fällen
dem Arbeitnehmer kein vollwertiger Wohnraum zur Verfügung gestellt wird, der einen Mittelpunkt der Lebensin-
teressen darstellen kann. Da es in der Vollziehung dazu immer wieder zu Abgrenzungsfragen gekommen ist, soll
in die Verordnung nunmehr eine ausdrückliche Regelung aufgenommen werden.

Diese soll in ihrem Anwendungsbereich einerseits arbeitsplatznahe Unterkünfte und andererseits Dienstverhält-
nisse betreffen, bei denen die Arbeitsplatznähe der Unterkunft im besonderen Interesse des Arbeitgebers gelegen
ist, weil sie die Erbringung von Arbeitsleistungen erleichtert. Das ist insbesondere dort der Fall, wo Arbeitsleis-
tungen keinem kontinuierlichen Verlauf folgen und die rasche Verfügbarkeit vor Ort das Arbeitsverhältnis
besonders charakterisiert, wie etwa im Hotel- und Gastgewerbe. In diesen Fällen liegt die Arbeitsplatznähe des
überlassenen Wohnraumes auch im Interesse des Arbeitgebers. Es soll daher eine diesen spezifischen Verhältnis-
sen Rechnung tragende Regelung erfolgen:

Da es sich laut § 2 Abs 1 Richtwertgesetz erst um eine mietrechtliche Normwohung mit einer Nutzfläche ab 30 m2

handelt, soll bei einer Unterkunft bis 30 m2 kein steuerpflichtiger Sachbezug zum Ansatz kommen. Sollte der
Arbeitgeber Arbeitnehmern eine Unterkunft mit einer Größe von mehr als 30 m2 bis maximal 40 m2 zur Verfügung
stellen, soll beim Ansatz des Sachbezugs ein Abschlag von 35% berücksichtigt werden. Dieser Abschlag soll aber
nur dann erfolgen, wenn die arbeitsplatznahe Unterkunft für höchstens 12 Monate vom selben Arbeitgeber zur
Verfügung gestellt wird, wie dies regelmäßig in einem saisonalen Betrieb (zB Hotel- und Gastgewerbe) der Fall ist.

Wird kurze Zeit (innerhalb eines Kalendermonats bzw von 30 Tagen) nach Beendigung eines Dienstverhältnisses neuer-
lich ein Dienstverhältnis beim selben Arbeitgeber begründet und dem Arbeitnehmer wiederum eine arbeitsplatznahe
Unterkunft zur Verfügung gestellt, wird – um eine missbräuchliche Umgehung der 12 Monatsfrist zu vermeiden – die
Zeitdauer der Zurverfügungstellung der Unterkunft für die Berechnung der 12 Monatsfrist kumuliert zu sehen sein.

Diese Bestimmungen der Z 1 und Z 2 kommen sowohl bei einer im Eigentum des Arbeitgebers stehenden Woh-
nung als auch für eine vom Arbeitgeber angemietete Wohnung zur Anwendung.

Fuchs
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G. Regelbedarfsätze für Unterhaltsleistungen

In Fällen, in denen eine behördliche Festsetzung der Unterhaltsleistungen nicht vorliegt, sind die Regelbedarf-
sätze anzuwenden (vgl LStR 2002 Rz 795 bis Rz 804).

Fuchs

Für 2013 (pro Monat)

Altersgruppe Betrag Altersgruppe Betrag

bis 3 Jahre o 190 bis 15 Jahre o 358

bis 6 Jahre o 243 bis 19 Jahre o 421

bis 10 Jahre o 313 bis 28 Jahre o 528

Für 2012 (pro Monat)

Altersgruppe Betrag Altersgruppe Betrag

bis 3 Jahre o 186 bis 15 Jahre o 351

bis 6 Jahre o 238 bis 19 Jahre o 412

bis 10 Jahre o 306 bis 28 Jahre o 517
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H. „A 1-Bescheinigung“ und Bindungsprüfung

1. Sachverhalt

Der VwGH hat im Erkenntnis vom 16.3.2011, 2010/08/0231, ausgesprochen, dass ein von einem Mitgliedstaat
ausgestelltes E 101 Formular auch dann absolute Bindungswirkung entfaltet, wenn dieses zu Unrecht ausgestellt
wurde.1

Mitglieder der KWT haben berichtet, dass bestimmte Gebietskrankenkassen trotz dieser eindeutigen Judikatur
weiterhin trotz Vorliegens einer A 1-Bescheinigung Dienstnehmer dem ASVG unterwerfen und sich dabei angeb-
lich auf ein universitäres Rechtsgutachten berufen.

Diesem Gutachten ist jedoch an keiner Stelle zu entnehmen, dass eine vorliegende A 1-Bescheinigung unter
bestimmten Umständen nicht zu akzeptieren wäre. Einzig in der Frage der Rückwirkung wird ein rechtlicher
Unterschied zum alten E 101 argumentiert.

2. Lösung

Auf Grund der eindeutigen Judikatur des VwGH ist eine vorgelegte A 1-Bescheinigung aus einem anderen Mit-
gliedstaat zu akzeptieren. Ein gültiges und korrekt ausgefülltes A 1 Formular wird von der Sozialversicherung
akzeptiert und gilt, selbst wenn berechtigte Zweifel an den Voraussetzungen bestehen, bis zu dessen Zurückzie-
hung.

Seitens der Gebietskrankenkassen wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass eine A 1-Bescheinigung immer
umgehend bei der Kasse vorzulegen ist und nicht erst in einem Verwaltungsverfahren2.3

Quelle: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger vom 11.4.2012, Zl 32-MVB-51.1/12 Ch/Sdo, betreffend Aktenvermerk über die Sozial-
partner-Besprechung/MVB vom 27.3.2012; siehe auch Verordnung (EG) Nr 987/2009 vom 16.9.2009 zur Festlegung der Modalitäten für die Durchführung
der Verordnung (EG) Nr 883/2004 über die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit.

Fuchs

1) Rechtssatz: Wurde in einem Mitgliedstaat gemäß Art 11 Abs 1 Buchstabe A der Verordnung Nr 574/72 ein Formular E 101 ausgestellt, wonach eine Per-
son den sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften dieses Mitgliedstaates unterworfen ist, so ist der zuständige Träger eines anderen Mitgliedstaats an
die Angaben in der Bescheinigung gebunden und kann den fraglichen Arbeitnehmer nicht seinem eigenen System der sozialen Sicherheit unterstellen, so
lange die Bescheinigung nicht zurückgezogen oder für ungültig erklärt wird. Das Formular E 101 ist ein die anderen Mitgliedstaaten bindendes Instru-
ment zur Feststellung der (allenfalls weiterhin bestehenden) Anwendbarkeit der Rechtsvorschriften jenes Staates, der eine solche Bescheinigung ausge-
stellt hat, auf Beschäftigungsverhältnisse von Arbeitnehmern (vgl das Urteil des EuGH vom 10. Februar 2000, Rechtssache C-202/97 – Fitzwilliams FTF,
Rz 49, und das hg Erkenntnis vom 26. November 2008, Zl 2006/08/0346, mwN). Der an die Entsendebescheinigung gebundene Mitgliedstaat kann bei
Zweifeln über die Richtigkeit der Anwendung der EG-Verordnungen durch den Entsendestaat die „Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit der
Wanderarbeitnehmer“ um Vermittlung anrufen. Führt dies nicht zum Erfolg, kann er schließlich ein Vertragsverletzungsverfahren nach Art 226 ff EG-V
(jetzt: Art 258 ff AEUV) anstrengen (Hinweis: E 20. September 2006, 2004/08/0087).

2) Hinweis: Bei rückwirkender Ausstellung, verspäteter Vorlage und generell bei Fälschungsmöglichkeit wird die A 1-Bescheinigung von den Gebietskran-
kenkassen kritisch gesehen.

3) Vgl Newsletter des Fachsenates für Steuerrecht der KWT vom 19.4.2012 und Fuchs, AFS 6/2012, 202.
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